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Vorschriften des StGB 

Auszug aus dem Strafgesetzbuch (StGB)  

Stand 26. Juli 2023 

§ 93 Begriff des Staatsgeheimnisses 

(1) Staatsgeheimnisse sind Tatsachen, Ge-

genstände oder Erkenntnisse, die nur ei-

nem begrenzten Personenkreis zugäng-

lich sind und vor einer fremden Macht ge-

heimgehalten werden müssen, um die 

Gefahr eines schweren Nachteils für die 

äußere Sicherheit der Bundesrepublik 

Deutschland abzuwenden. 

(2) Tatsachen, die gegen die freiheitliche 

demokratische Grundordnung oder unter 

Geheimhaltung gegenüber den Vertrags-

partnern der Bundesrepublik Deutsch-

land gegen zwischenstaatlich vereinbarte 

Rüstungsbeschränkungen verstoßen, sind 

keine Staatsgeheimnisse. 

§ 94 Landesverrat 

(1) Wer ein Staatsgeheimnis 

1. einer fremden Macht oder einem ihrer 

Mittelsmänner mitteilt oder 

2. sonst an einen Unbefugten gelangen 

läßt oder öffentlich bekanntmacht, um 

die Bundesrepublik Deutschland zu be-

nachteiligen oder eine fremde Macht zu 

begünstigen, 

und dadurch die Gefahr eines schweren 

Nachteils für die äußere Sicherheit der 

Bundesrepublik Deutschland herbeiführt, 

wird mit Freiheitsstrafe nicht unter einem 

Jahr bestraft. 

(2) In besonders schweren Fällen ist die 

Strafe lebenslange Freiheitsstrafe oder 

Freiheitsstrafe nicht unter fünf Jahren. Ein 

besonders schwerer Fall liegt in der Regel 

vor, wenn der Täter 

1. eine verantwortliche Stellung miß-

braucht, die ihn zur Wahrung von Staats-

geheimnissen besonders verpflichtet, 

oder 

2. durch die Tat die Gefahr eines besonders 

schweren Nachteils für die äußere Sicher-

heit der Bundesrepublik Deutschland her-

beiführt. 

§ 95 Offenbaren von Staatsgeheim-

nissen 

(1) Wer ein Staatsgeheimnis, das von einer 

amtlichen Stelle oder auf deren Veranlas-

sung geheimgehalten wird, an einen Un-

befugten gelangen läßt oder öffentlich 

bekanntmacht und dadurch die Gefahr ei-

nes schweren Nachteils für die äußere Si-

cherheit der Bundesrepublik Deutschland 

herbeiführt, wird mit Freiheitsstrafe von 

sechs Monaten bis zu fünf Jahren bestraft, 

wenn die Tat nicht in § 94 mit Strafe be-

droht ist. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 

(3) In besonders schweren Fällen ist die 

Strafe Freiheitsstrafe von einem Jahr bis 

zu zehn Jahren. § 94 Abs. 2 Satz 2 ist anzu-

wenden. 

§ 96 Landesverräterische Ausspä-

hung; Auskundschaften von 

Staatsgeheimnissen 

(1) Wer sich ein Staatsgeheimnis ver-

schafft, um es zu verraten (§ 94), wird mit 

Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn 

Jahren bestraft. 

(2) Wer sich ein Staatsgeheimnis, das von 

einer amtlichen Stelle oder auf deren Ver-

anlassung geheimgehalten wird, ver-

schafft, um es zu offenbaren (§ 95), wird 
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mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis 

zu fünf Jahren bestraft. Der Versuch ist 

strafbar. 

§ 97 Preisgabe von Staatsgeheimnis-

sen 

(1) Wer ein Staatsgeheimnis, das von einer 

amtlichen Stelle oder auf deren Veranlas-

sung geheimgehalten wird, an einen Un-

befugten gelangen läßt oder öffentlich 

bekanntmacht und dadurch fahrlässig die 

Gefahr eines schweren Nachteils für die 

äußere Sicherheit der Bundesrepublik 

Deutschland verursacht, wird mit Frei-

heitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit 

Geldstrafe bestraft. 

(2) Wer ein Staatsgeheimnis, das von einer 

amtlichen Stelle oder auf deren Veranlas-

sung geheimgehalten wird und das ihm 

kraft seines Amtes, seiner Dienststellung 

oder eines von einer amtlichen Stelle er-

teilten Auftrags zugänglich war, leichtfer-

tig an einen Unbefugten gelangen läßt 

und dadurch fahrlässig die Gefahr eines 

schweren Nachteils für die äußere Sicher-

heit der Bundesrepublik Deutschland ver-

ursacht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei 

Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

(3) Die Tat wird nur mit Ermächtigung der 

Bundesregierung verfolgt. 

§ 97a Verrat illegaler Geheimnisse 

Wer ein Geheimnis, das wegen eines der 

in § 93 Abs. 2 bezeichneten Verstöße kein 

Staatsgeheimnis ist, einer fremden Macht 

oder einem ihrer Mittelsmänner mitteilt 

und dadurch die Gefahr eines schweren 

Nachteils für die äußere Sicherheit der 

Bundesrepublik Deutschland herbeiführt, 

wird wie ein Landesverräter (§ 94) be-

straft. § 96 Abs. 1 in Verbindung mit § 94 

Abs. 1 Nr. 1 ist auf Geheimnisse der in Satz 

1 bezeichneten Art entsprechend anzu-

wenden. 

§ 97b Verrat in irriger Annahme eines 

illegalen Geheimnisses 

(1) Handelt der Täter in den Fällen der §§ 

94 bis 97 in der irrigen Annahme, das 

Staatsgeheimnis sei ein Geheimnis der in 

§ 97a bezeichneten Art, so wird er, wenn 

1. dieser Irrtum ihm vorzuwerfen ist, 

2. er nicht in der Absicht handelt, dem ver-

meintlichen Verstoß entgegenzuwirken, 

oder 

3. die Tat nach den Umständen kein ange-

messenes Mittel zu diesem Zweck ist, 

nach den bezeichneten Vorschriften be-

straft. Die Tat ist in der Regel kein ange-

messenes Mittel, wenn der Täter nicht zu-

vor ein Mitglied des Bundestages um Ab-

hilfe angerufen hat. 

(2) War dem Täter als Amtsträger oder als 

Soldat der Bundeswehr das Staatsge-

heimnis dienstlich anvertraut oder zu-

gänglich, so wird er auch dann bestraft, 

wenn nicht zuvor der Amtsträger einen 

Dienstvorgesetzten, der Soldat einen Dis-

ziplinarvorgesetzten um Abhilfe angeru-

fen hat. Dies gilt für die für den öffentli-

chen Dienst besonders Verpflichteten und 

für Personen, die im Sinne des § 353b Abs. 

2 verpflichtet worden sind, sinngemäß. 

§ 133 Verwahrungsbruch 

(1) Wer Schriftstücke oder andere beweg-

liche Sachen, die sich in dienstlicher Ver-

wahrung befinden oder ihm oder einem 

anderen dienstlich in Verwahrung gege-

ben worden sind, zerstört, beschädigt, un-

brauchbar macht oder der dienstlichen 
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Verfügung entzieht, wird mit Freiheits-

strafe bis zu zwei Jahren oder mit Geld-

strafe bestraft. 

(2) Dasselbe gilt für Schriftstücke oder an-

dere bewegliche Sachen, die sich in amtli-

cher Verwahrung einer Kirche oder ande-

ren Religionsgesellschaft des öffentlichen 

Rechts befinden oder von dieser dem Täter 

oder einem anderen amtlich in Verwah-

rung gegeben worden sind. 

(3) Wer die Tat an einer Sache begeht, die 

ihm als Amtsträger oder für den öffentli-

chen Dienst besonders Verpflichteten an-

vertraut worden oder zugänglich gewor-

den ist, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf 

Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

§ 201 Verletzung der Vertraulichkeit 

des Wortes 

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren 

oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer un-

befugt 

1. das nichtöffentlich gesprochene Wort 

eines anderen auf einen Tonträger auf-

nimmt oder 

2. eine so hergestellte Aufnahme ge-

braucht oder einem Dritten zugänglich 

macht. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer unbefugt 

1. das nicht zu seiner Kenntnis bestimmte 

nichtöffentlich gesprochene Wort eines 

anderen mit einem Abhörgerät abhört 

oder 

2. das nach Absatz 1 Nr. 1 aufgenommene 

oder nach Absatz 2 Nr. 1 abgehörte nicht-

öffentlich gesprochene Wort eines ande-

ren im Wortlaut oder seinem wesentli-

chen Inhalt nach öffentlich mitteilt. 

Die Tat nach Satz 1 Nr. 2 ist nur strafbar, 

wenn die öffentliche Mitteilung geeignet 

ist, berechtigte Interessen eines anderen 

zu beeinträchtigen. Sie ist nicht rechtswid-

rig, wenn die öffentliche Mitteilung zur 

Wahrnehmung überragender öffentlicher 

Interessen gemacht wird. 

(3) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren 

oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer als 

Amtsträger oder als für den öffentlichen 

Dienst besonders Verpflichteter die Ver-

traulichkeit des Wortes verletzt (Absätze 1 

und 2). 

(4) Der Versuch ist strafbar. 

(5) Die Tonträger und Abhörgeräte, die der 

Täter oder Teilnehmer verwendet hat, 

können eingezogen werden. § 74a ist an-

zuwenden.  

§ 203 Verletzung von Privatgeheim-

nissen 

(1) Wer unbefugt ein fremdes Geheimnis, 

namentlich ein zum persönlichen Lebens-

bereich gehörendes Geheimnis oder ein 

Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, offen-

bart, das ihm als 

1. Arzt, Zahnarzt, Tierarzt, Apotheker oder 

Angehörigen eines anderen Heilberufs, 

der für die Berufsausübung oder die Füh-

rung der Berufsbezeichnung eine staatlich 

geregelte Ausbildung erfordert, 

2. Berufspsychologen mit staatlich aner-

kannter wissenschaftlicher Abschlußprü-

fung, 

3. Rechtsanwalt, Kammerrechtsbeistand, 

Patentanwalt, Notar, Verteidiger in einem 

gesetzlich geordneten Verfahren, Wirt-

schaftsprüfer, vereidigtem Buchprüfer, 

Steuerberater, Steuerbevollmächtigten, 
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3a. Organ oder Mitglied eines Organs ei-

ner Wirtschaftsprüfungs-, Buchprüfungs- 

oder einer Berufsausübungsgesellschaft 

von Steuerberatern und Steuerbevoll-

mächtigten, einer Berufsausübungsge-

sellschaft von Rechtsanwälten oder euro-

päischen niedergelassenen Rechtsanwäl-

ten oder einer Berufsausübungsgesell-

schaft von Patentanwälten oder niederge-

lassenen europäischen Patentanwälten 

im Zusammenhang mit der Beratung und 

Vertretung der Wirtschaftsprüfungs-, 

Buchprüfungs- oder Berufsausübungsge-

sellschaft im Bereich der Wirtschaftsprü-

fung, Buchprüfung oder Hilfeleistung in 

Steuersachen oder ihrer rechtsanwaltli-

chen oder patentanwaltlichen Tätigkeit, 

4. Ehe-, Familien-, Erziehungs- oder Ju-

gendberater sowie Berater für Suchtfra-

gen in einer Beratungsstelle, die von einer 

Behörde oder Körperschaft, Anstalt oder 

Stiftung des öffentlichen Rechts aner-

kannt ist, 

5. Mitglied oder Beauftragten einer aner-

kannten Beratungsstelle nach den §§ 3 

und 8 des Schwangerschaftskonfliktge-

setzes, 

6. staatlich anerkanntem Sozialarbeiter 

oder staatlich anerkanntem Sozialpäda-

gogen oder 

7. Angehörigen eines Unternehmens der 

privaten Kranken-, Unfall- oder Lebensver-

sicherung oder einer privatärztlichen, 

steuerberaterlichen oder anwaltlichen 

Verrechnungsstelle 

anvertraut worden oder sonst bekanntge-

worden ist, wird mit Freiheitsstrafe bis zu 

einem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer unbefugt ein 

fremdes Geheimnis, namentlich ein zum 

persönlichen Lebensbereich gehörendes 

Geheimnis oder ein Betriebs- oder Ge-

schäftsgeheimnis, offenbart, das ihm als 

1. Amtsträger oder Europäischer Amtsträ-

ger, 

2. für den öffentlichen Dienst besonders 

Verpflichteten, 

3. Person, die Aufgaben oder Befugnisse 

nach dem Personalvertretungsrecht 

wahrnimmt, 

4. Mitglied eines für ein Gesetzgebungsor-

gan des Bundes oder eines Landes tätigen 

Untersuchungsausschusses, sonstigen 

Ausschusses oder Rates, das nicht selbst 

Mitglied des Gesetzgebungsorgans ist, 

oder als Hilfskraft eines solchen Aus-

schusses oder Rates, 

5. öffentlich bestelltem Sachverständigen, 

der auf die gewissenhafte Erfüllung sei-

ner Obliegenheiten auf Grund eines Ge-

setzes förmlich verpflichtet worden ist, 

oder 

6. Person, die auf die gewissenhafte Erfül-

lung ihrer Geheimhaltungspflicht bei der 

Durchführung wissenschaftlicher For-

schungsvorhaben auf Grund eines Geset-

zes förmlich verpflichtet worden ist, 

anvertraut worden oder sonst bekanntge-

worden ist. Einem Geheimnis im Sinne 

des Satzes 1 stehen Einzelangaben über 

persönliche oder sachliche Verhältnisse 

eines anderen gleich, die für Aufgaben der 

öffentlichen Verwaltung erfaßt worden 

sind; Satz 1 ist jedoch nicht anzuwenden, 

soweit solche Einzelangaben anderen Be-

hörden oder sonstigen Stellen für Aufga-

ben der öffentlichen Verwaltung bekannt-

gegeben werden und das Gesetz dies 

nicht untersagt. 

(2a) (weggefallen) 
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(3) Kein Offenbaren im Sinne dieser Vor-

schrift liegt vor, wenn die in den Absätzen 

1 und 2 genannten Personen Geheimnisse 

den bei ihnen berufsmäßig tätigen Gehil-

fen oder den bei ihnen zur Vorbereitung 

auf den Beruf tätigen Personen zugäng-

lich machen. Die in den Absätzen 1 und 2 

Genannten dürfen fremde Geheimnisse 

gegenüber sonstigen Personen offenba-

ren, die an ihrer beruflichen oder dienstli-

chen Tätigkeit mitwirken, soweit dies für 

die Inanspruchnahme der Tätigkeit der 

sonstigen mitwirkenden Personen erfor-

derlich ist; das Gleiche gilt für sonstige 

mitwirkende Personen, wenn diese sich 

weiterer Personen bedienen, die an der 

beruflichen oder dienstlichen Tätigkeit 

der in den Absätzen 1 und 2 Genannten 

mitwirken. 

(4) Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr 

oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer un-

befugt ein fremdes Geheimnis offenbart, 

das ihm bei der Ausübung oder bei Gele-

genheit seiner Tätigkeit als mitwirkende 

Person oder als bei den in den Absätzen 1 

und 2 genannten Personen tätiger Daten-

schutzbeauftragter bekannt geworden ist. 

Ebenso wird bestraft, wer 

1. als in den Absätzen 1 und 2 genannte 

Person nicht dafür Sorge getragen hat, 

dass eine sonstige mitwirkende Person, 

die unbefugt ein fremdes, ihr bei der Aus-

übung oder bei Gelegenheit ihrer Tätigkeit 

bekannt gewordenes Geheimnis offen-

bart, zur Geheimhaltung verpflichtet 

wurde; dies gilt nicht für sonstige mitwir-

kende Personen, die selbst eine in den Ab-

sätzen 1 oder 2 genannte Person sind, 

2. als im Absatz 3 genannte mitwirkende 

Person sich einer weiteren mitwirkenden 

Person, die unbefugt ein fremdes, ihr bei 

der Ausübung oder bei Gelegenheit ihrer 

Tätigkeit bekannt gewordenes Geheimnis 

offenbart, bedient und nicht dafür Sorge 

getragen hat, dass diese zur Geheimhal-

tung verpflichtet wurde; dies gilt nicht für 

sonstige mitwirkende Personen, die selbst 

eine in den Absätzen 1 oder 2 genannte 

Person sind, oder 

3. nach dem Tod der nach Satz 1 oder nach 

den Absätzen 1 oder 2 verpflichteten Per-

son ein fremdes Geheimnis unbefugt of-

fenbart, das er von dem Verstorbenen er-

fahren oder aus dessen Nachlass erlangt 

hat. 

(5) Die Absätze 1 bis 4 sind auch anzuwen-

den, wenn der Täter das fremde Geheim-

nis nach dem Tod des Betroffenen unbe-

fugt offenbart. 

(6) Handelt der Täter gegen Entgelt oder 

in der Absicht, sich oder einen anderen zu 

bereichern oder einen anderen zu schädi-

gen, so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu 

zwei Jahren oder Geldstrafe. 

§ 204 Verwertung fremder Geheim-

nisse 

(1) Wer unbefugt ein fremdes Geheimnis, 

namentlich ein Betriebs- oder Geschäfts-

geheimnis, zu dessen Geheimhaltung er 

nach § 203 verpflichtet ist, verwertet, wird 

mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder 

mit Geldstrafe bestraft. 

(2) § 203 Absatz 5 gilt entsprechend. 

§ 331 Vorteilsannahme 

(1) Ein Amtsträger, ein Europäischer Amts-

träger oder ein für den öffentlichen Dienst 

besonders Verpflichteter, der für die 

Dienstausübung einen Vorteil für sich 

oder einen Dritten fordert, sich verspre-

chen läßt oder annimmt, wird mit Frei-

heitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit 

Geldstrafe bestraft. 



 

Anlage 3 zu Vertrag 2026/0240   

 

6 

(2) Ein Richter, Mitglied eines Gerichts der 

Europäischen Union oder Schiedsrichter, 

der einen Vorteil für sich oder einen Drit-

ten als Gegenleistung dafür fordert, sich 

versprechen läßt oder annimmt, daß er 

eine richterliche Handlung vorgenommen 

hat oder künftig vornehme, wird mit Frei-

heitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit 

Geldstrafe bestraft. Der Versuch ist straf-

bar. 

(3) Die Tat ist nicht nach Absatz 1 strafbar, 

wenn der Täter einen nicht von ihm gefor-

derten Vorteil sich versprechen läßt oder 

annimmt und die zuständige Behörde im 

Rahmen ihrer Befugnisse entweder die 

Annahme vorher genehmigt hat oder der 

Täter unverzüglich bei ihr Anzeige erstat-

tet und sie die Annahme genehmigt.  

§ 332 Bestechlichkeit 

(1) Ein Amtsträger, ein Europäischer Amts-

träger oder ein für den öffentlichen Dienst 

besonders Verpflichteter, der einen Vorteil 

für sich oder einen Dritten als Gegenleis-

tung dafür fordert, sich versprechen läßt 

oder annimmt, daß er eine Diensthand-

lung vorgenommen hat oder künftig vor-

nehme und dadurch seine Dienstpflichten 

verletzt hat oder verletzen würde, wird 

mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis 

zu fünf Jahren bestraft. In minder schwe-

ren Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe bis 

zu drei Jahren oder Geldstrafe. Der Ver-

such ist strafbar. 

(2) Ein Richter, Mitglied eines Gerichts der 

Europäischen Union oder Schiedsrichter, 

der einen Vorteil für sich oder einen Drit-

ten als Gegenleistung dafür fordert, sich 

versprechen läßt oder annimmt, daß er 

eine richterliche Handlung vorgenommen 

hat oder künftig vornehme und dadurch 

seine richterlichen Pflichten verletzt hat 

oder verletzen würde, wird mit Freiheits-

strafe von einem Jahr bis zu zehn Jahren 

bestraft. In minder schweren Fällen ist die 

Strafe Freiheitsstrafe von sechs Monaten 

bis zu fünf Jahren. 

(3) Falls der Täter den Vorteil als Gegen-

leistung für eine künftige Handlung for-

dert, sich versprechen läßt oder annimmt, 

so sind die Absätze 1 und 2 schon dann an-

zuwenden, wenn er sich dem anderen ge-

genüber bereit gezeigt hat, 

1. bei der Handlung seine Pflichten zu ver-

letzen oder, 

2. soweit die Handlung in seinem Ermes-

sen steht, sich bei Ausübung des Ermes-

sens durch den Vorteil beeinflussen zu 

lassen.  

§ 333 Vorteilsgewährung 

(1) Wer einem Amtsträger, einem Europäi-

schen Amtsträger, einem für den öffentli-

chen Dienst besonders Verpflichteten 

oder einem Soldaten der Bundeswehr für 

die Dienstausübung einen Vorteil für die-

sen oder einen Dritten anbietet, verspricht 

oder gewährt, wird mit Freiheitsstrafe bis 

zu drei Jahren oder mit Geldstrafe be-

straft.  

(2) Wer einem Richter, Mitglied eines Ge-

richts der Europäischen Union oder 

Schiedsrichter einen Vorteil für diesen 

oder einen Dritten als Gegenleistung da-

für anbietet, verspricht oder gewährt, daß 

er eine richterliche Handlung vorgenom-

men hat oder künftig vornehme, wird mit 

Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit 

Geldstrafe bestraft.  

(3) Die Tat ist nicht nach Absatz 1 strafbar, 

wenn die zuständige Behörde im Rahmen 

ihrer Befugnisse entweder die Annahme 

des Vorteils durch den Empfänger vorher 

genehmigt hat oder sie auf unverzügliche 

Anzeige des Empfängers genehmigt.  



 

Anlage 3 zu Vertrag 2026/0240   

 

7 

§ 334 Bestechung 

(1) Wer einem Amtsträger, einem Europäi-

schen Amtsträger, einem für den öffentli-

chen Dienst besonders Verpflichteten 

oder einem Soldaten der Bundeswehr ei-

nen Vorteil für diesen oder einen Dritten 

als Gegenleistung dafür anbietet, ver-

spricht oder gewährt, daß er eine Dienst-

handlung vorgenommen hat oder künftig 

vornehme und dadurch seine Dienst-

pflichten verletzt hat oder verletzen 

würde, wird mit Freiheitsstrafe von drei 

Monaten bis zu fünf Jahren bestraft. In 

minder schweren Fällen ist die Strafe Frei-

heitsstrafe bis zu zwei Jahren oder Geld-

strafe.  

(2) Wer einem Richter, Mitglied eines Ge-

richts der Europäischen Union oder 

Schiedsrichter einen Vorteil für diesen 

oder einen Dritten als Gegenleistung da-

für anbietet, verspricht oder gewährt, daß 

er eine richterliche Handlung 

1. vorgenommen und dadurch seine rich-

terlichen Pflichten verletzt hat oder  

2. künftig vornehme und dadurch seine 

richterlichen Pflichten verletzen würde,  

wird in den Fällen der Nummer 1 mit Frei-

heitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf 

Jahren, in den Fällen der Nummer 2 mit 

Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu 

fünf Jahren bestraft. Der Versuch ist straf-

bar.  

(3) Falls der Täter den Vorteil als Gegen-

leistung für eine künftige Handlung an-

bietet, verspricht oder gewährt, so sind die 

Absätze 1 und 2 schon dann anzuwenden, 

wenn er den anderen zu bestimmen ver-

sucht, daß dieser  

1. bei der Handlung seine Pflichten ver-

letzt oder,  

2. soweit die Handlung in seinem Ermes-

sen steht, sich bei der Ausübung des Er-

messens durch den Vorteil beeinflussen 

läßt.  

§ 335 Besonders schwere Fälle der Be-

stechlichkeit und Bestechung 

(1) In besonders schweren Fällen wird 

1. eine Tat nach 

a) § 332 Abs. 1 Satz 1, auch in Verbindung 

mit Abs. 3, und 

b) § 334 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2, jeweils 

auch in Verbindung mit Abs. 3, 

mit Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu 

zehn Jahren und 

2. eine Tat nach § 332 Abs. 2, auch in Ver-

bindung mit Abs. 3, mit Freiheitsstrafe 

nicht unter zwei Jahren 

bestraft. 

(2) Ein besonders schwerer Fall im Sinne 

des Absatzes 1 liegt in der Regel vor, wenn 

1. die Tat sich auf einen Vorteil großen 

Ausmaßes bezieht, 

2. der Täter fortgesetzt Vorteile annimmt, 

die er als Gegenleistung dafür gefordert 

hat, daß er eine Diensthandlung künftig 

vornehme, oder 

3. der Täter gewerbsmäßig oder als Mit-

glied einer Bande handelt, die sich zur 

fortgesetzten Begehung solcher Taten ver-

bunden hat. 

§ 335a Ausländische und internatio-

nale Bedienstete 

(1) Für die Anwendung des § 331 Absatz 2 

und des § 333 Absatz 2 sowie der §§ 332 
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und 334, diese jeweils auch in Verbindung 

mit § 335, auf eine Tat, die sich auf eine 

künftige richterliche Handlung oder eine 

künftige Diensthandlung bezieht, stehen 

gleich:  

1. einem Richter:  

ein Mitglied eines ausländischen und ei-

nes internationalen Gerichts;  

2. einem sonstigen Amtsträger:  

a) ein Bediensteter eines ausländischen 

Staates und eine Person, die beauftragt 

ist, öffentliche Aufgaben für einen auslän-

dischen Staat wahrzunehmen;  

b) ein Bediensteter einer internationalen 

Organisation und eine Person, die beauf-

tragt ist, Aufgaben einer internationalen 

Organisation wahrzunehmen;  

c) ein Soldat eines ausländischen Staates 

und ein Soldat, der beauftragt ist, Aufga-

ben einer internationalen Organisation 

wahrzunehmen.  

(2) Für die Anwendung des § 331 Absatz 1 

und 3 sowie des § 333 Absatz 1 und 3 auf 

eine Tat, die sich auf eine künftige Dienst-

handlung bezieht, stehen gleich:  

1. einem Richter:  

ein Mitglied des Internationalen Strafge-

richtshofes;  

2. einem sonstigen Amtsträger:  

ein Bediensteter des Internationalen 

Strafgerichtshofes.  

(3) Für die Anwendung des § 333 Absatz 1 

und 3 auf eine Tat, die sich auf eine künf-

tige Diensthandlung bezieht, stehen 

gleich:  

1. einem Soldaten der Bundeswehr:  

ein Soldat der in der Bundesrepublik 

Deutschland stationierten Truppen der 

nichtdeutschen Vertragsstaaten des 

Nordatlantikpaktes, die sich zur Zeit der 

Tat im Inland aufhalten;  

2. einem sonstigen Amtsträger: ein Be-

diensteter dieser Truppen;  

3. einem für den öffentlichen Dienst be-

sonders Verpflichteten: eine Person, die 

bei den Truppen beschäftigt oder für sie 

tätig und auf Grund einer allgemeinen o- 

der besonderen Anweisung einer höheren 

Dienststelle der Truppen zur gewissenhaf-

ten Erfüllung ihrer Obliegenheiten förm-

lich verpflichtet worden ist.  

§ 336 Unterlassen der Diensthand-

lung 

Der Vornahme einer Diensthandlung oder 

einer richterlichen Handlung im Sinne der 

§§ 331 bis 335a steht das Unterlassen der 

Handlung gleich. 

§ 340 Körperverletzung im Amt 

(1) Ein Amtsträger, der während der Aus-

übung seines Dienstes oder in Beziehung 

auf seinen Dienst eine Körperverletzung 

begeht oder begehen läßt, wird mit Frei-

heitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf 

Jahren bestraft. In minder schweren Fäl-

len ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu fünf 

Jahren oder Geldstrafe.  

(2) Der Versuch ist strafbar.  

(3) Die §§ 224 bis 229 gelten für Straftaten 

nach Absatz 1 Satz 1 entsprechend.  

§ 353b Verletzung des Dienstgeheim-

nisses und einer besonderen Ge-

heimhaltungspflicht 

https://www.buzer.de/331_StGB.htm
https://www.buzer.de/s1.htm?a=331-335a&ag=6165
https://www.buzer.de/335a_StGB.htm
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1) Wer ein Geheimnis, das ihm als 

1. Amtsträger, 

2. für den öffentlichen Dienst besonders 

Verpflichteten, 

3. Person, die Aufgaben oder Befugnisse 

nach dem Personalvertretungsrecht 

wahrnimmt oder 

4. Europäischer Amtsträger, 

anvertraut worden oder sonst bekanntge-

worden ist, unbefugt offenbart und 

dadurch wichtige öffentliche Interessen 

gefährdet, wird mit Freiheitsstrafe bis zu 

fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

Hat der Täter durch die Tat fahrlässig 

wichtige öffentliche Interessen gefährdet, 

so wird er mit Freiheitsstrafe bis zu einem 

Jahr oder mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Wer, abgesehen von den Fällen des Ab-

satzes 1, unbefugt einen Gegenstand oder 

eine Nachricht, zu deren Geheimhaltung 

er 

1. auf Grund des Beschlusses eines Ge-

setzgebungsorgans des Bundes oder eines 

Landes oder eines seiner Ausschüsse ver-

pflichtet ist oder 

2. von einer anderen amtlichen Stelle un-

ter Hinweis auf die Strafbarkeit der Verlet-

zung der Geheimhaltungspflicht förmlich 

verpflichtet worden ist, 

an einen anderen gelangen läßt oder öf-

fentlich bekanntmacht und dadurch wich-

tige öffentliche Interessen gefährdet, wird 

mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder 

mit Geldstrafe bestraft. 

(3) Der Versuch ist strafbar. 

(3a) Beihilfehandlungen einer in § 53 Ab-

satz 1 Satz 1 Nummer 5 der Strafprozess-

ordnung genannten Person sind nicht 

rechtswidrig, wenn sie sich auf die Entge-

gennahme, Auswertung oder Veröffentli-

chung des Geheimnisses oder des Gegen-

standes oder der Nachricht, zu deren Ge-

heimhaltung eine besondere Verpflich-

tung besteht, beschränken. 

(4) Die Tat wird nur mit Ermächtigung ver-

folgt. […]. 

§ 355 Verletzung des Steuergeheim-

nisses 

1) Wer unbefugt 

1. personenbezogene Daten eines ande-

ren, die ihm als Amtsträger 

a) in einem Verwaltungsverfahren, einem 

Rechnungsprüfungsverfahren oder einem 

gerichtlichen Verfahren in Steuersachen, 

b) in einem Strafverfahren wegen einer 

Steuerstraftat oder in einem Bußgeldver-

fahren wegen einer Steuerordnungswid-

rigkeit, 

c) im Rahmen einer Weiterverarbeitung 

nach § 29c Absatz 1 Satz 1 Nummer 4, 5 

oder 6 der Abgabenordnung oder aus an-

derem dienstlichen Anlass, insbesondere 

durch Mitteilung einer Finanzbehörde 

oder durch die gesetzlich vorgeschriebene 

Vorlage eines Steuerbescheids oder einer 

Bescheinigung über die bei der Besteue-

rung getroffenen Feststellungen 

bekannt geworden sind, oder 

2. ein fremdes Betriebs- oder Geschäftsge-

heimnis, das ihm als Amtsträger in einem 

der in Nummer 1 genannten Verfahren be-

kannt geworden ist, 
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offenbart oder verwertet, wird mit Frei-

heitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit 

Geldstrafe bestraft. Personenbezogene 

Daten eines anderen oder fremde Be-

triebs- oder Geschäftsgeheimnisse sind 

dem Täter auch dann als Amtsträger in ei-

nem in Satz 1 Nummer 1 genannten Ver-

fahren bekannt geworden, wenn sie sich 

aus Daten ergeben, zu denen er Zugang 

hatte und die er unbefugt abgerufen hat. 

Informationen, die sich auf identifizierte 

oder identifizierbare verstorbene natürli-

che Personen oder Körperschaften, rechts-

fähige oder nicht rechtsfähige Personen-

vereinigungen oder Vermögensmassen 

beziehen, stehen personenbezogenen Da-

ten eines anderen gleich. 

(2) Den Amtsträgern im Sinne des Absat-

zes 1 stehen gleich 

1. die für den öffentlichen Dienst beson-

ders Verpflichteten, 

2. amtlich zugezogene Sachverständige 

und 

3. die Träger von Ämtern der Kirchen und 

anderen Religionsgesellschaften des öf-

fentlichen Rechts. 

(3) Die Tat wird nur auf Antrag des Dienst-

vorgesetzten oder des Verletzten verfolgt. 

Bei Taten amtlich zugezogener Sachver-

ständiger ist der Leiter der Behörde, deren 

Verfahren betroffen ist, neben dem Ver-

letzten antragsberechtigt. 

§ 358 Nebenfolgen 

Neben einer Freiheitsstrafe von mindes-

tens sechs Monaten wegen einer Straftat 

nach den §§ 332, 335, 339, 340, 343, 344, 

345 Abs. 1 und 3, §§ 348, 352 bis 353b 

Abs. 1, §§ 355 und 357 kann das Gericht die 

Fähigkeit, öffentliche Ämter zu bekleiden 

(§ 45 Abs. 2), aberkennen. 

Sonstige Vorschriften 

Stand Mai 2023 

Datenschutzgrundverordnung, 

DSGVO  

Art. 83 Allgemeine Bedingungen für die 

Verhängung von Geldbußen 

(1) Jede Aufsichtsbehörde stellt sicher, 

dass die Verhängung von Geldbußen ge-

mäß diesem Artikel für Verstöße gegen 

diese Verordnung gemäß den Absätzen 4, 

5 und 6 in jedem Einzelfall wirksam, ver-

hältnismäßig und abschreckend ist. 

(2) Geldbußen werden je nach den Um-

ständen des Einzelfalls zusätzlich zu oder 

anstelle von Maßnahmen nach Artikel 58 

Absatz 2 Buchstaben a bis h und j ver-

hängt. Bei der Entscheidung über die Ver-

hängung einer Geldbuße und über deren 

Betrag wird in jedem Einzelfall Folgendes 

gebührend berücksichtigt: 

a) Art, Schwere und Dauer des Verstoßes 

unter Berücksichtigung der Art, des Um-

fangs oder des Zwecks der betreffenden 

Verarbeitung sowie der Zahl der von der 

Verarbeitung betroffenen Personen und 

des Ausmaßes des von ihnen erlittenen 

Schadens; 

b) Vorsätzlichkeit oder Fahrlässigkeit des 

Verstoßes; 

c) jegliche von dem Verantwortlichen oder 

dem Auftragsverarbeiter getroffenen 

Maßnahmen zur Minderung des den be-

troffenen Personen entstandenen Scha-

dens; 

d) Grad der Verantwortung des Verant-

wortlichen oder des Auftragsverarbeiters 

https://www.buzer.de/332_StGB.htm
https://www.buzer.de/335_StGB.htm
https://www.buzer.de/339_StGB.htm
https://www.buzer.de/340_StGB.htm
https://www.buzer.de/343_StGB.htm
https://www.buzer.de/344_StGB.htm
https://www.buzer.de/345_StGB.htm
https://www.buzer.de/348_StGB.htm
https://www.buzer.de/352_StGB.htm
https://www.buzer.de/s1.htm?a=352-353b&ag=6165
https://www.buzer.de/353b_StGB.htm
https://www.buzer.de/355_StGB.htm
https://www.buzer.de/357_StGB.htm
https://www.buzer.de/45_StGB.htm
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unter Berücksichtigung der von ihnen ge-

mäß den Artikeln 25 und 32 getroffenen 

technischen und organisatorischen Maß-

nahmen; 

e) etwaige einschlägige frühere Verstöße 

des Verantwortlichen oder des Auf-

tragsverarbeiters; 

f) Umfang der Zusammenarbeit mit der 

Aufsichtsbehörde, um dem Verstoß abzu-

helfen und seine möglichen nachteiligen 

Auswirkungen zu mindern; 

g) Kategorien personenbezogener Daten, 

die von dem Verstoß betroffen sind; 

h) Art und Weise, wie der Verstoß der Auf-

sichtsbehörde bekannt wurde, insbeson-

dere ob und gegebenenfalls in welchem 

Umfang der Verantwortliche oder der Auf-

tragsverarbeiter den Verstoß mitgeteilt 

hat; 

i) Einhaltung der nach Artikel 58 Absatz 2 

früher gegen den für den betreffenden 

Verantwortlichen oder Auftragsverarbei-

ter in Bezug auf denselben Gegenstand 

angeordneten Maßnahmen, wenn solche 

Maßnahmen angeordnet wurden; 

j) Einhaltung von genehmigten Verhal-

tensregeln nach Artikel 40 oder geneh-

migten Zertifizierungsverfahren nach Ar-

tikel 42 und 

k) jegliche anderen erschwerenden oder 

mildernden Umstände im jeweiligen Fall, 

wie unmittelbar oder mittelbar durch den 

Verstoß erlangte finanzielle Vorteile oder 

vermiedene Verluste. 

(3) Verstößt ein Verantwortlicher oder ein 

Auftragsverarbeiter bei gleichen oder mit-

einander verbundenen Verarbeitungsvor-

gängen vorsätzlich oder fahrlässig gegen 

mehrere Bestimmungen dieser Verord-

nung, so übersteigt der Gesamtbetrag der 

Geldbuße nicht den Betrag für den 

schwerwiegendsten Verstoß. 

(4) Bei Verstößen gegen die folgenden 

Bestimmungen werden im Einklang mit 

Absatz 2 Geldbußen von bis zu 10 000 000 

EUR oder im Fall eines Unternehmens von 

bis zu 2 % seines gesamten weltweit er-

zielten Jahresumsatzes des vorangegan-

genen Geschäftsjahrs verhängt, je nach-

dem, welcher der Beträge höher ist: 

a) die Pflichten der Verantwortlichen und 

der Auftragsverarbeiter gemäß den Arti-

keln 8, 11, 25 bis 39, 42 und 43; 

b) die Pflichten der Zertifizierungsstelle 

gemäß den Artikeln 42 und 43; 

c) die Pflichten der Überwachungsstelle 

gemäß Artikel 41 Absatz 4. 

(5) Bei Verstößen gegen die folgenden 

Bestimmungen werden im Einklang mit 

Absatz 2 Geldbußen von bis zu 20 000 

000 EUR oder im Fall eines Unterneh-

mens von bis zu 4 % seines gesamten 

weltweit erzielten Jahresumsatzes des vo-

rangegangenen Geschäftsjahrs verhängt, 

je nachdem, welcher der Beträge höher 

ist: 

a) die Grundsätze für die Verarbeitung, 

einschließlich der Bedingungen für die 

Einwilligung, gemäß den Artikeln 5, 6, 7 

und 9; 

b) die Rechte der betroffenen Person ge-

mäß den Artikeln 12 bis 22; 

c) die Übermittlung personenbezogener 

Daten an einen Empfänger in einem Dritt-

land oder an eine internationale Organi-

sation gemäß den Artikeln 44 bis 49; 
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d) alle Pflichten gemäß den Rechtsvor-

schriften der Mitgliedstaaten, die im Rah-

men des Kapitels IX erlassen wurden; 

e) Nichtbefolgung einer Anweisung oder 

einer vorübergehenden oder endgültigen 

Beschränkung oder Aussetzung der Da-

tenübermittlung durch die Aufsichtsbe-

hörde gemäß Artikel 58 Absatz 2 oder 

Nichtgewährung des Zugangs unter Ver-

stoß gegen Artikel 58 Absatz 1. 

(6) Bei Nichtbefolgung einer Anweisung 

der Aufsichtsbehörde gemäß Artikel 58 

Absatz 2 werden im Einklang mit Absatz 2 

des vorliegenden Artikels Geldbußen von 

bis zu 20 000 000 EUR oder im Fall eines 

Unternehmens von bis zu 4 % seines ge-

samten weltweit erzielten Jahresumsat-

zes des vorangegangenen Geschäftsjahrs 

verhängt, je nachdem, welcher der Be-

träge höher ist. 

(7) […] 

(8) […] 

(9) […] 

Bundesdatenschutzgesetz, 

BDSG 

§ 42 Strafvorschriften 

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren 

oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer wis-

sentlich nicht allgemein zugängliche per-

sonenbezogene Daten einer großen Zahl 

von Personen, ohne hierzu berechtigt zu 

sein, 

1. einem Dritten übermittelt oder 

2. auf andere Art und Weise zugänglich 

macht 

und hierbei gewerbsmäßig handelt. 

(2) Mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren 

oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer per-

sonenbezogene Daten, die nicht allge-

mein zugänglich sind, 

1. ohne hierzu berechtigt zu sein, verarbei-

tet oder 

2. durch unrichtige Angaben erschleicht 

und hierbei gegen Entgelt oder in der Ab-

sicht handelt, sich oder einen anderen zu 

bereichern oder einen anderen zu schädi-

gen. 

(3) Die Tat wird nur auf Antrag verfolgt. 

Antragsberechtigt sind die betroffene Per-

son, der Verantwortliche, die oder der 

Bundesbeauftragte und die Aufsichtsbe-

hörde. 

(4) Eine Meldung nach Artikel 33 der Ver-

ordnung (EU) 2016/679 oder eine Benach-

richtigung nach Artikel 34 Absatz 1 der 

Verordnung (EU) 2016/679 darf in einem 

Strafverfahren gegen den Meldepflichti-

gen oder Benachrichtigenden oder seine 

in § 52 Absatz 1 der Strafprozessordnung 

bezeichneten Angehörigen nur mit Zu-

stimmung des Meldepflichtigen oder Be-

nachrichtigenden verwendet werden. 

§ 43 Bußgeldvorschriften 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätz-

lich oder fahrlässig 

1. entgegen § 30 Absatz 1 ein Auskunfts-

verlangen nicht richtig behandelt oder 

2. entgegen § 30 Absatz 2 Satz 1 einen Ver-

braucher nicht, nicht richtig, nicht voll-

ständig oder nicht rechtzeitig unterrich-

tet. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer 

Geldbuße bis zu fünfzigtausend Euro ge-

ahndet werden. 
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(3) Gegen Behörden und sonstige öffentli-

che Stellen im Sinne des § 2 Absatz 1 wer-

den keine Geldbußen verhängt. 

(4) Eine Meldung nach Artikel 33 der Ver-

ordnung (EU) 2016/679 oder eine Benach-

richtigung nach Artikel 34 Absatz 1 der 

Verordnung (EU) 2016/679 darf in einem 

Verfahren nach dem Gesetz über Ord-

nungswidrigkeiten gegen den Melde-

pflichtigen oder Benachrichtigenden oder 

seine in § 52 Absatz 1 der Strafprozessord-

nung bezeichneten Angehörigen nur mit 

Zustimmung des Meldepflichtigen oder 

Benachrichtigenden verwendet werden. 

Wertpapierhandelsgesetz, 

WpHG 

§ 119 Strafvorschriften 

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren 

oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer 

eine in § 120 Absatz 2 Nummer 3 oder Ab-

satz 15 Nummer 2 bezeichnete vorsätzli-

che Handlung begeht und dadurch ein-

wirkt auf 

1. den inländischen Börsen- oder Markt-

preis eines Finanzinstruments, eines da-

mit verbundenen Waren-Spot-Kontrakts, 

einer Ware im Sinne des § 2 Absatz 5 oder 

eines ausländischen Zahlungsmittels im 

Sinne des § 51 des Börsengesetzes, 

2. den Preis eines Finanzinstruments oder 

eines damit verbundenen Waren-Spot-

Kontrakts an einem organisierten Markt, 

einem multilateralen oder organisierten 

Handelssystem in einem anderen Mit-

gliedstaat oder in einem anderen Ver-

tragsstaat des Abkommens über den Eu-

ropäischen Wirtschaftsraum, 

3. den Preis einer Ware im Sinne des § 2 

Absatz 5 oder eines ausländischen Zah-

lungsmittels im Sinne des § 51 des Börsen-

gesetzes an einem mit einer inländischen 

Börse vergleichbaren Markt in einem an-

deren Mitgliedstaat oder in einem ande-

ren Vertragsstaat des Abkommens über 

den Europäischen Wirtschaftsraum oder 

4. die Berechnung eines Referenzwertes 

im Inland oder in einem anderen Mitglied-

staat oder in einem anderen Vertragsstaat 

des Abkommens über den Europäischen 

Wirtschaftsraum. 

(2) […] 

(3) Ebenso wird bestraft, wer gegen die 

Verordnung (EU) Nr. 596/2014 des Europä-

ischen Parlaments und des Rates vom 16. 

April 2014 über Marktmissbrauch (Markt-

missbrauchsverordnung) und zur Aufhe-

bung der Richtlinie 2003/6/EG des Euro-

päischen Parlaments und des Rates und 

der Richtlinien 2003/124/EG, 

2003/125/EG und 2004/72/EG der Kom-

mission (ABl. L 173 vom 12.6.2014, S. 1; L 

287 vom 21.10.2016, S. 320; L 306 vom 

15.11.2016, S. 43; L 348 vom 21.12.2016, S. 

83), die zuletzt durch die Verordnung (EU) 

2016/1033 (ABl. L 175 vom 30.6.2016, S. 1) 

geändert worden ist, verstößt, indem er 

1. entgegen Artikel 14 Buchstabe a ein In-

sidergeschäft tätigt, 

2. entgegen Artikel 14 Buchstabe b einem 

Dritten empfiehlt, ein Insidergeschäft zu 

tätigen, oder einen Dritten dazu verleitet 

oder 

3. entgegen Artikel 14 Buchstabe c eine In-

siderinformation offenlegt. 

(4) Der Versuch ist strafbar. 
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(5) Mit Freiheitsstrafe von einem Jahr bis 

zu zehn Jahren wird bestraft, wer in den 

Fällen des Absatzes 1 

1. gewerbsmäßig oder als Mitglied einer 

Bande, die sich zur fortgesetzten Bege-

hung solcher Taten verbunden hat, han-

delt oder 

2. in Ausübung seiner Tätigkeit für eine in-

ländische Finanzaufsichtsbehörde, ein 

Wertpapierdienstleistungsunternehmen, 

eine Börse oder einen Betreiber eines Han-

delsplatzes handelt. 

(6) In minder schweren Fällen des Absat-

zes 5 Nummer 2 ist die Strafe Freiheits-

strafe von sechs Monaten bis zu fünf Jah-

ren. 

(7) Handelt der Täter in den Fällen des Ab-

satzes 2 Nummer 1 leichtfertig, so ist die 

Strafe Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr 

oder Geldstrafe. 

§ 120 Bußgeldvorschriften; Verord-

nungsermächtigung 

[Vom Abdruck wird aufgrund des Um-

fangs der Vorschrift abgesehen; die Vor-

schrift ist u.a. im Internet unter § 120 

WpHG - Einzelnorm abrufbar] 

Marktmissbrauchsverordnung  

(Verordnung (EU) Nr. 596/2014) 

Artikel 7 Insiderinformationen 

(1) Für die Zwecke dieser Verordnung um-

fasst der Begriff „Insiderinformationen“ 

folgende Arten von Informationen: 

a) nicht öffentlich bekannte präzise Infor-

mationen, die direkt oder indirekt einen 

oder mehrere Emittenten oder ein oder 

mehrere Finanzinstrumente betreffen 

und die, wenn sie öffentlich bekannt wür-

den, geeignet wären, den Kurs dieser Fi-

nanzinstrumente oder den Kurs damit ver-

bundener derivativer Finanzinstrumente 

erheblich zu beeinflussen; 

b) in Bezug auf Warenderivate nicht öf-

fentlich bekannte präzise Informationen, 

die direkt oder indirekt ein oder mehrere 

Derivate dieser Art oder direkt damit ver-

bundene Waren-Spot-Kontrakte betreffen 

und die, wenn sie öffentlich bekannt wür-

den, geeignet wären, den Kurs dieser Deri-

vate oder damit verbundener Waren-Spot-

Kontrakte erheblich zu beeinflussen, und 

bei denen es sich um solche Informatio-

nen handelt, die nach Rechts- und Verwal-

tungsvorschriften der Union oder der Mit-

gliedstaaten, Handelsregeln, Verträgen, 

Praktiken oder Regeln auf dem betreffen-

den Warenderivate- oder Spotmarkt of-

fengelegt werden müssen bzw. deren Of-

fenlegung nach vernünftigem Ermessen 

erwartet werden kann; 

c) in Bezug auf Emissionszertifikate oder 

darauf beruhende Auktionsobjekte nicht 

öffentlich bekannte präzise Informatio-

nen, die direkt oder indirekt ein oder meh-

rere Finanzinstrumente dieser Art betref-

fen und die, wenn sie öffentlich bekannt 

würden, geeignet wären, den Kurs dieser 

Finanzinstrumente oder damit verbunde-

ner derivativer Finanzinstrumente erheb-

lich zu beeinflussen; 

d) für Personen, die mit der Ausführung 

von Aufträgen in Bezug auf Finanzinstru-

mente beauftragt sind, bezeichnet der Be-

griff auch Informationen, die von einem 

Kunden mitgeteilt wurden und sich auf 

die noch nicht ausgeführten Aufträge des 

Kunden in Bezug auf Finanzinstrumente 

beziehen, die präzise sind, direkt oder in-

direkt einen oder mehrere Emittenten 

oder ein oder mehrere Finanzinstrumente 

https://www.gesetze-im-internet.de/wphg/__120.html
https://www.gesetze-im-internet.de/wphg/__120.html
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betreffen und die, wenn sie öffentlich be-

kannt würden, geeignet wären, den Kurs 

dieser Finanzinstrumente, damit verbun-

dener Waren-Spot-Kontrakte oder zuge-

höriger derivativer Finanzinstrumente er-

heblich zu beeinflussen. 

(2) Für die Zwecke des Absatzes 1 sind In-

formationen dann als präzise anzusehen, 

wenn damit eine Reihe von Umständen 

gemeint ist, die bereits gegeben sind oder 

bei denen man vernünftigerweise erwar-

ten kann, dass sie in Zukunft gegeben sein 

werden, oder ein Ereignis, das bereits ein-

getreten ist oder von den vernünftiger-

weise erwarten kann, dass es in Zukunft 

eintreten wird, und diese Informationen 

darüber hinaus spezifisch genug sind, um 

einen Schluss auf die mögliche Auswir-

kung dieser Reihe von Umständen oder 

dieses Ereignisses auf die Kurse der Finan-

zinstrumente oder des damit verbunde-

nen derivativen Finanzinstruments, der 

damit verbundenen Waren-Spot-Kon-

trakte oder der auf den Emissionszertifi-

katen beruhenden Auktionsobjekte zuzu-

lassen. So können im Fall eines zeitlich ge-

streckten Vorgangs, der einen bestimm-

ten Umstand oder ein bestimmtes Ereig-

nis herbeiführen soll oder hervorbringt, 

dieser betreffende zukünftige Umstand 

bzw. das betreffende zukünftige Ereignis 

und auch die Zwischenschritte in diesem 

Vorgang, die mit der Herbeiführung oder 

Hervorbringung dieses zukünftigen Um-

standes oder Ereignisses verbunden sind, 

in dieser Hinsicht als präzise Information 

betrachtet werden. 

(3) Ein Zwischenschritt in einem gestreck-

ten Vorgang wird als eine Insiderinforma-

tion betrachtet, falls er für sich genom-

men die Kriterien für Insiderinformatio-

nen gemäß diesem Artikel erfüllt. 

(4) Für die Zwecke des Absatzes 1 ist sind 

unter „Informationen, die, wenn sie öf-

fentlich bekannt würden, geeignet wären, 

den Kurs von Finanzinstrumenten, deriva-

tiven Finanzinstrumenten, damit verbun-

denen Waren-Spot-Kontrakten oder auf 

Emissionszertifikaten beruhenden Aukti-

onsobjekten spürbar zu beeinflussen“ In-

formationen zu verstehen, die ein verstän-

diger Anleger wahrscheinlich als Teil der 

Grundlage seiner Anlageentscheidungen 

nutzen würde. 

Im Fall von Teilnehmern am Markt für 

Emissionszertifikate mit aggregierten 

Emissionen oder einer thermischen Nenn-

leistung in Höhe oder unterhalb des ge-

mäß Artikel 17 Absatz 2 Unterabsatz 2 

festgelegten Schwellenwerts wird von 

den Informationen über die physischen 

Aktivitäten dieser Teilnehmer angenom-

men, dass sie keine erheblichen Auswir-

kungen auf die Preise der Emissionszerti-

fikate und der auf diesen beruhenden 

Auktionsobjekte oder auf damit verbun-

dene Finanzinstrumente haben. 

(5) Die ESMA gibt Leitlinien für die Erstel-

lung einer nicht erschöpfenden indikati-

ven Liste von Informationen gemäß Ab-

satz 1 Buchstabe b heraus, deren Offenle-

gung nach vernünftigem Ermessen erwar-

tet werden kann oder die nach Rechts- 

und Verwaltungsvorschriften des Unions-

rechts oder des nationalen Rechts, Han-

delsregeln, Verträgen, Praktiken oder Re-

geln auf den in Absatz 1 Buchstabe b ge-

nannten betreffenden Warenderivate- 

oder Spotmärkten offengelegt werden 

müssen. Die ESMA trägt den Besonderhei-

ten dieser Märkte gebührend Rechnung. 


